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Stenographischer Bericht 
über die am 28. Juli 1923 in der Aula der Oberreal- 
schule zu S#arbrücken stattgefundene Sitzung des 


Landesrates, 


ee ze ze u ze ZZ ZZ ZU E23 


Vorsitzender ; Die Sitzung ist eröffnet (9 Uhr ® Min.) 





Von der Regierung ist Herr Staatskomnissar 
Dr. Liesch anıesend. 


Es habnen sich entschuldigt, die Herren Dr. 
Scheuer und Ringle, 


Punkt 1 der Tagesoränung lautet : 


Festsetzung der gesetzlichen Feier- 
tage im Saargebiet,. 


Staatsknmmiesar Dr. Liesch ;_ Meins Damen und Herren! 

die Vorlage betreitend die Festsetzung der geseiz- 

lichen Feiertage im Saargebiet ist Ihhen von 
einer früheren Sitzungsperlode bekannt. Nach den 
Vorschlägen der Regierungskomnission sollten im 
Saargebiet als gesetzliche Feiertage gelten: 
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Die Sonntage 
| ee Der Neujahrstag, 
v Karfreitag, 
Ostermontäg, 
‚5 Christi-Himmelfahrt , 
ee 
Fronleichnam, 
Allerheiligen, | 
Teihnachten und der darauffolgende Tag. 


nr 


Der Zweck der Regierungsko.mission diese Regelung 
zu treffen, ging dahin, für das Saargebiet eine 
Tersinheitlichung der Feiertage zu schaffen und 
dass nicht mehr wie früher der eine Teil der Be- 
völkerung feiert und der andere Teil nicht. 


Ferner wollte die rer die 


Zahl der Feiertage möglichst niedrig halten, weil 


es in einem Gebiet wie das Saargebiet mit 
einer 





on 


einer überwiegenden Arbeiterbevölkerung’nicht zveckmäs- 
sig ist,wenn viele Feiertage vorkommen. Sie haben auf 
der Liste gcsehen, dass Neuerungen nicht _vorgeko.nen 
sind. Es ging auch der Zweck dahin,die Liste so auf- 
zustellen,dass nicht umnötigerieise Gefühle verletzt 
werdon können. Ncu ist, dass in dieser Liste der Kar- 
freitag aufgeführt ist. Der Karfreitag ist ein rein- 
protestantischer Feiertag und bi der Einführung sind 
von keiner Seite Bedenken srhoben worden. Ferner ist 
neu,dass der Buss- und Bettag nicht als gesetzliche 
Feiertag aufgenommen worden ist. Man glaubte disson 
Fekrtiag auf den nächsten Sonntag verlegen zu Können. 
Andererseits lag es nahe, diesen Feiertag versch inden 
zu lassen, weil er in die Zeit vom l. November bis 
l. April fallt, in welcher sich die Feiertage ziem- 
lich stark häufen. 
"enn nun die Einführung des Karfreitag keinen 
Widerspruch ehe hat, so ist das nicht der Fall 
euessen mit dem Verschwindenlassen des Buss- und Bet- 
ages. Die Boni SE En DDR Erkundi sungen i 
singszagen bei den kirchlichen Behörden in Trier, 
Spefer und Koblenz. | 
Die Diözese Speger hat Re die Binführung 
des Buss- und ne Bedenken orhoben, da 
dieser ksin bayrischer Fciertag ist. Das Konsistorium 
ir Koblenz hat dagegen die schwersten Bedenken erhoben 
und will den Buss- und Bettsg als cinen alten angesche- 
nen Feiertag erhalten wissen, | 
Nun stellte sich die Frage auf, wie kann man den 
"ünschen entgggenkomnen, ist es möglich diesen Fcier- 
tag einzuführen. "ir ha)m dann einen Feiertag nehr 
oder wollen wir gs dabei belässen,dass der Feiertag im 
De Teil des Saargebietes gefeiert wird wic b 
ishefi Aus den Verhandlungen mit Trier ging hervor, 
dass von katholischer Seite ksine Bedenken erhoben 
wurden. Das Bistum'Speger hat dann geltend gemacht, 
dass noch ein Feiertag, der speziell für die Diözese 
page Im Fr080 kommt und das wäre Mariä-Himnelfahrt 
am 15. August. Der Bischof von Speyer legt nahe, die- 
sen Feiertag beizubehalten. Tollen wir diesen Tag 
auch im preussischen Teil als Feiertag einführen, oder 
nur für den bayerischen Teil best chen lassen, Ich hatte 
ersönlich den Gedanken in der Kommission geäussert, 
jssen Eaerine auf den nächsten Sonntag zu verlegen. 
Dies scheint aber nicht angängig zu sein, und ich habs 
weiter dm Vorschlag gemacht, eng a 
auf den nächstfolgenden Sonntag zu verlegen.Es scheint 
mir dies auch bedenklich zu sein, und auch bei der Re- 
jerungskommission hat meine persönliche Meinung wenig 
lang gefunden. Ich möchte es daher Ihnen überlassen, 
Vorschläge zu machen, dic gerecht erscheinen. 
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Abg, Filhslm (Ztr.) : Meine Damen und Herren! Die heutige Vor- 
lage hat uns, wie Sie eben schon gehört haben, schom 
einmal beschäftigt. Damals ‘wurde sie aber zurük gerie- 
sen, damit vorher die betr, zuständigen kirchlichen 
Instanzen gehört werden konnten. Inzwischen sind die 
Aeusserungen dieser zuständigen Instanzen eingegangen 
und Sie haben eben diese Aeusserungen vernemuen. _ 

Die bischöfliche Behörde von Trier hat sich mit dem 
Entwurf, wie er Ihnen vorliegt, einverstanden erklärt. 








ca 
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Die bischöfliche Behörde von Speyer wünscht die Beibe- 
haltung und gesetzliche Fizierung des Festes liariä- 
Himmelfahrt am 15. August. Das protestantische Kon- 
sistorium Koblenz wünscht die Beibehaltung des Buss- 
und Bettages, weil dieser Tag schr tief in das Bewusst- 
sein der protestantischen Bevölkerung eingedrungen ist. 
Es wäre eine gewisse Schädigung des religiösen Lebens: 
und aus diesem Grund dürfe der Feiertag nicht abgso 
schafft werden. 


( Sehr richtig) 


Die Aeusserungen dieser Instanzen werden naturgemäss 
für unsere Stellungnahme mehr oder weniger massgebend 
seine 
Wenn ich zu dem einzelnen übergehe, so be- 

rüsse ich es, dass in der Vorlage der Fronleichnans- 

ag als gesetzlicher Feiertag angesehen ist. Das ist 
ein Fortschritt ge dem früheren Zustand. Dic 
Protestanten werden es begrüssen, dass der Karfreitag 
‚als gesetzlicher Feiertag fixiert wird. I.sofern ist 

ja den Tünschen bsider Konfessionen Rechnung getragen. 

benso ist ces zu begrüssen, dass das Allerhei ligentost 
re Eigen festgelegt ist. Das war bisher nicht der 

all und gerade dieses Fest in Verbindung mit dem Aller- 
poolepEnn ist so tief einschneidend in das Empfinden 
des gläubigen Volkes, ist so fest in der katholischen 
Bevölkerung verankert und wurde auch in den letzten 
Jahren, in Verbindung mit dem Krieg und dem grossen 
Sterben, welches mit dem Krieg verbunden war, den vie- 
len Todesopfern gefeiert, dass es zu begrüssen ist 
wenn der Tag eins gesctzliche Sanktion erhält und da- 
durch euch eine erhöhte Feierlichkeit möglich ist. In 
übrigen ist ja alles geblieben wie bisher. 

Der Neujahrstag war schon, ebenso der Ostermontag, 
der Pfingstmontag und die Teihnachtstage. Selbstver- 
snllich werden auch die früheren kirchlich gebotenen 
Feiertage von dieser Verordnung nicht berührt. So das 
Drei-Königsfest, Peter und Paul, Nariä-Empfängnis. 
Diese Feste bleiben als kirchlich gebotene Feilsrtage. 
Ich sage es deshalb, damit niemand glaubt, dass diese 
feiertage durch Gesetzesmassnahmen abgeschafft würden. 
Diese Tage werden nach wie vor gefeiert, 

Im grossen und ganzen sind wir in der Kommission 
einig onen über diese Regelung, wie sie eben hier 
vor“zetragen wurle. Nur wünschen wıiv, dass der Buss- 
und Bettag erhalten bleibt. Eben hat der Herr Staats- 
konmissar schon erwähnt, dass alles bestehen bleiben 
soll wie es war, nur soll es gesetzlich verankert werden. 
Ebenso wänschen wir, Gass für die Pfalz Mariä-Himmel- 
fahrt auch allgemein für den pfälzischen Gebietsteil 
als gesetzlicher Feiertag erklärt wird. Es ist notwem. 
dig, weil ja nicht die ganze Pfalz zum Üaargebiet ge- 
.ört und auch Teile ‘der Diözese 3 eyer ausserhalb des 
Daargebietes liegen. Es wäre sonst ein murkwürdiger Zu- 
st;end. wenn in dem Teil ausserhalb des Saargebietes 
dieser 15. August gefeiert würde und im saarländischen 
Teil nicht. Das zeht vom kirchlichen Standpunkt wohl 
nicht. E53 ist nicht mehr wie recht und billig, wenn _° 
den Wünschen der Diözese Speyer Rechnung gutrag:n wird. 
Auch waren wir darüber einig, dass für Bon preussischen 
Teil der Buss- und Beitag bleibt. Soweit waren ir 

in 
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, . Dann ist noch hinzuzufügen, dass..von Seiten der 
ı.. '86zlaldemokratischen;Fraktion dieser Anlass. benutzt 
SR .märde, um eine.ban2& Zu brechen für die gesetzliche 
9° Einführung der.Maifeier. "ir von der .Zentrumspartei 
können uns nicht mit der Bosstalichen Einführung der 
Haifejer einverstanden erklären, denn dieser Feiertag 
ist nach unserer Ansicht ein lag einer bestiimten po- 
litisghen Partei und speziell der sozialdemokratischen 
Partei, und vinıhaben keinen Anlass, unseren politi ..: 
schen Gegnern. diesen grossen Gefallen zu tun und ihnen 
einen en zu schaffen für ihre wirtschaftli- - 
chen und politischen Ziele, die wir verwerien. Das 
ist der Grund, warum wir vom Zentrum diesem l. Mai 
ablehnend gegenüberstehen. Zweitens ea ich auch, 
kann man diese Maifeier nicht im entfemtesten mit 
christlich religiösen Feiern, um die es sich hier 
dreht, vergleichen. Diese sind, gehalten durch jahr- 
a gan a Tradit-ion, vom gesamten Volk gefeiert 
worden. Es handelt sich bei diesen Feiertagen nicht 
um politische Ziele, es handelt sich um die Tatsache 
der Offenbarung, der Erlösung, der REN DENE des 
Menschengeschlechts, wie sie geschehen ist durch Je- 
sus Christus. Also diese Feiertage sind dem l. Mai 
genz entgegengestzt und haben keinen Berührungspunkt 
mit ihm. Dann wurde: noch von der Zentrumspartei gel- 
send BMSENR, dass. die Einführung des L. Mai noch ver- 
+ ı8 = > re u %) ker cu n . 


(Zuruf Dr.Sender: Also können wir noch warten!) 
(Die Einsicht kommt noch!) 


Die kommt wohl kaum, wenn ich bedenke, dass die S0- 
zialdemokratie im Saargebiet grosse »chlabpen erlitten 
t und dass gerade der 1. Mal an Zugkraft eingebüsst 

hat. Vor 3 - & Jahren hatte er noch &ine Zugkraft. 

Ich meine, es ist zu früh, wenn eine so junge Bewegung 
einen besonderen Feiertag gesetzlich sanktienicort ha- 
ben will. Das ist mein Gedanke, den ich gesterm in der 
Kommission geäussert habe. Die christlichen Feiertage 
wurden auch nicht so schnell eingeführt, die sind aus 
dem Volke -her.us kristallisiert. Aber heute schon 

den Sozialisten einen solchen gesetzlichen Feiertag _ 
zu gruähren, unseren politischen Geg.nern in die are 
bügel zu verhelfen, können wir von entrumsseite nich 
tur. Sie Lachen, meine Herren. "enn ich zum Schluss 
konen soll, kann ich als Berichterstatter der Kommis- 
sion sagen, dass im grossen und ganzen eine Sınıgung 
in der Frage srzjolt/norden int, nur bitten wır und 
wünschen, -.d& eg heglerungskommls 
konm+ und den bisherisen Teieriag,.dem Buss- und Bet- 
tag für den preussischen Teil und für den bayerischen 
Teil Meriä-Himmelfahrt , belässt. 


Z 


ass die Regierungskommission uns SONSeReR- 





Vorsitzender _:; Ich muss Ihnen, Herr Päarrer Tilhelm, sagen, 
dass sich der Berichterstatter nur auf die objektive 
Berichterstattung zu beschränken hat und nicht den 
par+eipolitischen Standpunkt erörtert. 


Betz (Soz.) : Meine Damen und Herren! "ir haben uns heute 
mit einer Angelegenheit zu befassen, mit nur 
öchs 
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höchst selten eine politische Körperschaft sich zu 
beschäftigen Gelsgenheit haben dürfte : mit der Fest- 
setzung der gesetzlichen Feiertage. . 

Diese Tatsache veranlasst uns zunächst zu einer 
ee na n2iplöller Natur. | 

Die’ Sozialdemokratie als politische Partei 
steht bekanntlich auf Grund ihres Prosramıs auf dem 
Standpunkt, dass der Staat aus Gründen der Tolcranz 
und srechtigkeit, gegenüber den verschicdenen Rcli- 
ir Me er nur den einen Grundsatz kennen 

arf: “ Relision ist Frivatsache.“ 

Das heisst nit anderen Torten: Der Staat hat al- 
le Ste etwirighien gleichmässig zu behan deln. 
Er darf nicht die eine gegenüber der anderen vorzic- 
hen. ir hat nicht das Recht, sich in die urceigensten 
Angelegenheiten der Ele augen ben ee ÄNZU- 
mischen und hat die Pflicht, denselben im Rahmen der 
allgemeinen Tandesgesetze die Möglichkeit der Ausübung 
ihrer religiösen Gepflogenhg$ ten zu gewährleisten. 

Aus diesen Erwägungen heraus sind wir der Auf- 
fassung, dass die 

Festsetzung konfessioneller Feiertage Angelegen- 
heit der einzelnen Konfessionen 
ist und der Staat bestenfalls nur im Interesse einer 
gewissen Einheitlichkeit unter EUR EORLOR ZUR der 
een elion Verhältnisse des Landes mitzuwirken 

at, 

Wir fühlen uns jedoch bei dieser Gelegenheit 
als politische Arbeitspartei veranlasst, von der Re- 
grerin skommission zu Iordern, dass sie aus Gründen 

er Toleranz und Gerechtigkeit den 1. Mai, der von 
den freien Gewerkschaften, den sozialdemokretischen 
und Kommunistischen Parteien aller länder, als 
Arbeiter-"eltfeiert 
seit mehr als 30 Jahren anerkenık, Im Saargebiet ge- 
setzlich zu verankern. 

Am 14. Juli 1889, dem hundersten Kanzpa tag der 
Erstürmung der Bastille versammeltc:. sich in Paris 
ein aus vielen Ländern der Erde beschickter inter- 
nationaler, sozialistischer Arbeiterkongress. Auf 
dksem Kongress wurden eins Anzahl sozialer Forderungen 
aufgestellt, ich erinnere nur an den Achtstundentag, 
und zur Erringung dieser Furderungen beschlossen, die 
Arbeiter aller länder alljährlich an 1. Mai zu ötfont-- 
lichen Kundgebungen aufzurufen. Dieser Beschluss 
fand in allen freien Arbeiterherzen begeisterte Auf- 
nahme und der 1. Mai sntwickelte sich in wenigen 
Jahren, trotz aller Hindernisse, die men in den "eg 
stellte, zum Arbeiter-Teltfeiertag. 

"ir betgachten den 1. Mai aber nicht nur als ge- 
werkscheftlichen oder politischen Feiortag, er ist 
weit mehr, er ist der Feiortag der Arbeit! 


(Bravo!) 

Der hohe heilige Begriff Arbeit soll durch die Aner- 
kennung des 1. Mai als gesetzlichen Feiertag cine be- 
sondere "ürdigung erfahren. | 

Sehr richtig ! links) | 
Wir betrachten den 1. Mai aber auch nicht als Partci- 
feiertag. \liir demonstrieren an diesem Tage für die, 
Versöhnung der Völker gegen die Anwendung der physi- 


schen Genmalt. 
(Bravo! links.) 
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Deshalb glauben wir von dem 1. Mai mit Recht behaup- 
ten zu können, dass er ein Fest des Friedens ist, 


(Bravo links‘\ 


Dr. M.v. Vopelius ( L.V.): Meine sehr geehrten Damen und 
“ h 


. 


Schmoll 


YJelfgen 


Herren! Wir haben mit besonderer Genugtuung begrüsst, 
RR Burn. = ) 

dass die Zentrimspartei dafür oingstreten ist, dass 
der Buss- und Bettag als ein Tag, wwelcher für die 

£ ran O7; ölk TOoca S ebiet N EN; h 
evangelische 3evölkerung des Saargebieies von’hoher 
Bedeutung ist, oeibehalten wird. Wir wünschen, dass 
Dieser Tag nicht, wie es seitens der Regierung vor- 
geschlagen worden ist, auf einen Sonntag verlegt wird, 
sondern wie bisher auf einem vestinmten Tag Testge- 
legt bleibt. "ir sind auch germe damit einverstanden, 
dass im bayerischen Teil der Tag Mari&-Himmelfahrt 
ebenfalls als gesetzlicher Feiertag bestehen bleibt 
und wir halten es nicht für notwendig, dass eine Vor- 
einheitlichung der Feiertage im bayerischen und 
preussischen lejl stattlindet. Im übrigen sind wir 
mit der gesetzlichen Festlegung des Karfreitag ein- 
verstanden. | 


Was nun den 1. Mai anbetrifit, so kann ich weder 
Ihren Aeusserungen (Nach Cem Zentrum gewandt) noch 
denen der Sozialdemokratischen Partei Folge leisten . 
Ich gehe nicht soweit den J. Mai unbedingt abzulehnen. 
Es muss aber abgewartst werden, ob die Ziele, welche 
Herr Betz zur Darstellung gebzr acht hat, erreicht 
werden. Es muss isrner abgewartet werden, ob die 
hohen Ideale der Völkerversöhnung eines Tages zur 
Verwirklichung konmen und wenn das geschehen ist, 
wenn diese Voraussetzungen gggeben sind, dann glaube 
ich, dass wir gerne damit einverstanden, sein en 
diesen Feiertag der Arbeit zu feiern. Bis jetzt fe ler 
die Voraussetzungen dazu. 


(Zuruf Dr. Sender: Sie kommen in Taren alten. 
Fehler herein! 


Tenn dieser lag in der ganzen Telt als notwendiger 
Feiertag anerkännt ist, wollen wir ihn feiern, aber 
zunächst müssen wir ihn ablehnen. ir haben als 
Arbeitgeber dahin gewirkt. dass wir niemanden im 
Wege sein wollen, wenn er den }. Mei feiern will, 
haben aber festgestellt, dass von dieser Möglich- 
keit im Saargebliet wenig Gebrauch gemacht worden ist. 


(Bravo!) 


(H.u.L.) : Nach den bisherigen Ausfün? ungen kann 
ich mich sehr kurz fassen, Wir schliessen uns den 
Ausführungen, die mein Vorreäüner, Herr Abgeordneter 
v.Vopelius eben gemacht hat, roll und ganz an. 


: Meine Damen und Herren! Die Kommunistische Partei 
als politische Partei stand Ton jehsr auf_dsn Stand- 
unkt, dass der Steat mit Religion als solche un- 

dor keinen Umständen etwas zu Tun hat. Wir als Kom- 

munisten sind auch nicht diejenigen, die irgend je- 
mand seine freie \leinung rauben wollen, Ein jeder 

Mensch hat Verstand und freien Tillen 20 MEER 

soll 
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soll jedem Menschen sein "ille belassen bleiben. Dic 
Kommunistische Partei steht unwiderruflich auf den - 
Standpunkt, dass es zur Beratung einer derartigen Vor- 
lage Absolut nicht notwendig. sei, weil der Staat als sol- 
cher nicht das “echt hat, den Parteien wie klerikale Zen- 
trumspartei auf der ei nen Seits und auf der anderen 
Seite die Liberale Volkspartei, allein Rechnung zu tragen, 
die die breiten Volks schichten unterdrücken wollen. 


"enn die Arbeiterschaft schon seit 30 Jahren diesen 
Arbeitertag begeht und die Zentrumspartei und Liberale 
Volkspartei heute versucht mit Unterstützung von Regie- 
rungsgevalt, die freie Meinung der Arbeiterschaft zu un- 
terdrücken, wie es bis dato schon geschehen ist, möchte 
ich heuße von hier aus eine "arnung ergehen lassen, dass 
unter keinen Umständen die 100 000 freien Arbeiter sich 
mit Gewalt diesen Tag auf Nimmerwiedersehen rauben lassen. 
Dieser Tag ist ein Feiertag würdig voller Ideale. Genau 
wie die Zentrumspartei ihre läeale zum Ausdruck bringt, 

enau sö hat die freiorganiskerte Arbeitegschaft in allen 
ändern der Erde das Recht, für ihre Ideale und Ziele zu 
demönstrieren. 5 wurde von cihem Vertreter der Arbeiter- 
schaft gesagt, dass der 1. Mai die wirtschaftlichen und 
ickientgrg, Zıele einer politischen Partei nach aussen hin 

ringen will, diese Ziele aber ablehnt, kann ich nicht ver: 
stehen, dass ein grosser Teil der Arbeiterschaft derar- 
tige Arbeiter als Vertreter hierher schicken, die ihre 
Ziele ablehnen. Der 1. Mai bleibt der höchste Eger 

der Arbeiterschaft. An diesem Tage demonstrieren wir für 
die Beibehaltung des Achtstunden 206, für die Festhaltuns 
aller Errungenschaften, die nach langen Jahren geführten 
Kämpfen, Verbesserun der Löhne und Arbeitsbedingungen 

für die Arbeiterschaft als solche gebzacht haben. Ich 
meine, dem kann sich keüner verschliessen, dass die Ar- 
beiter diejenigen sind, die das Rad vorwärts treiben. Der 
l. Mai ist für uns nicht allein Feicrtag, er ist für uns 
ein Kampitag, an dem die Arbeiterschaft nach aussen hin 
sagt: Wche Buch, wer die Arbeiterklassen unterdrücken 
will. Die Gewalt wird sich Bahn brechen und man wird es 
später, leider zu spät einschen, dass die Arbeiterschaft 
ein gutes Recht hat, derartige Forderungen zu erheben. 
Der l. Mei ist ein Tag, an_ dem die internationale Arbei- 
terschaft sich zusammönschliesst um die allgemeine Volks- 
| versöhnung herbeizuführen. Dass man derartigen Zielen 
Widerstand entgegensetzt verstehen wir, mit einem Schlage 
wie die Rechtspartei, eine‘ Liberalen Volkspartei & la 
Röchling und Vopelius, die nur darauf aus ist, lieber 
heute als morgen, die Arbeiterschaft als Schläachtvieh __ 
hinauszutreiben. Die Liberale Volkspartei , die n ur die 
Arbeiterschaft unterdrücken will, hat kän Recht, sich in 
der Zuku nit als Vertreterin der Arbeiterschait zu nennen. 
Sie hat in der Vergangenheit kein Recht gehabt, sich als 
Arbeitervertreterin zunanen ufd die Arbeiterschaft wird 
sich auch nicht einhällen lassen. Tann die bürgerlichen 
Parteien 11 Feiertage herausgenommen hen, so werden 
wir von der Regierung eine paritätische Handlungsweis e 4 
fordern, dass uns der \. Mai als RR SS? Feiertag ge- ] 
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even wird, worauf wir ein Recht haben. Tird die Regierungs- 
ommission dieser Forderung nachkommen. Die Arbeiterschaft 
wird sich, und die Zukunft wird es lehren zusammenschliesse # 
sen und diese Gewalttätigkeit wird sich einst auslösen und | 
zermalmen unter sich die Bedrücker.Die Arbeiterschaft wird 
am 1. Mai, ob die Regierungskommission genehmigt oder 
nic 
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nicht, ihre Ziele nach aussen hin an den Tag legen, Dann 
hindert uns auch keine AUGE SE UNERESRL und die Arbei- 
terschaft wird an ihrem Gelöbnis den Vätern treu blei- 
ben und daran festhalten unsere Ziele für Verbesserung 
der Lohn- und Arbeitsbedingungen für die gesamte Ar- 
beiterklasse vorwärts zu treibeni (Bravo! links) 


Kifer (7tr.): Meine Damen und Herren! Die Debatte hat sich 


wider Erwarten sehr ausgiebig gestaltet. Da erscheint 
es mir notwendig, dass von un!serem Standpunkt aus dieses 
oder jenes esagt wird, damit kein falsches Bild in der 
Deffentlichkeit entsteht. Sowohl der Vertreter der So- 
zialdemokratischen Partei wie auch der der Kommunisti- 
schen Partei haben es hier so dargestellt, als ob die 
Feiertage -— die neben den Sonntagen eine gesetzliche 
Festlegung erfahren sollen -— ,„ Feiertage der „entrums- 
partei, der Liberalen Volkspaftei und der Vereinigun 
von Haus- und Grundbesitz wären. Das trifft doch nicht 
zu. Das sind doch keine Feiertage der genannten Parteien, 
sondern Feiertage des christlichen Volkes. Die genannten 
Parteien haben von der Regierung gar nicht die gesetz- 
liche Festlegung verlangt, sondern die Regierungskomnis- 
sion hat die Vorlage aus sich selbst heraus vorgelegt, 
will etwas historisch Gevordenes gesetzlich sanktionieren. 
Hier ist der eg gezeigt, wie auch der l, Mai zum ge- 
setzlichen Feiertag werden ann. Er ist halt noch nichts 
historisch Gewordenes; | 

Man appellierte an nich als Arbeitervertreter und 
meinte, ich sei kein Arbeiterrertretef; wenn ich gegen 
die gesetzliche Anerkennung des 1. Mai sei. Das sol 
wohl soviel heissen, als ob nur Sozialdemokraten und 
Kommunisten Arbeitervertreter wäreni Ich kann von mir 
genau so gut bean*pruchen Arbeitervertreter zu sein, 'ie 
auch meine Kollegen Karius, Knatz und Rütters, weil vir 
doch genau so Arbeiter sind wie sie) aber trotzdem kein 
Bedürfnis zu haben brauchen, gerade diesen Tag als einen 
Feiertag der Arbeit zu begehen. Harr '.einhard ich kann 
Ihnen sagen, tass ich eher für Arbeiterinteressen cin- 
trat, als Sie und andere, die sich nun als "Arbeiter- 
vertreter " aufspielen. Ich möchte noch auf Tolzendes 
hinweisen: "enn hier im Saarzebiet beispielsweise 30 000 
Arbeiter für den Achtstundentag demonstrieren,der prak- 
tisch da ist und für anderes, "as die Arbeiter besitzen, 
so ist. das Unsinn. Es wurde weiter ‚esagt,der 1l.Mai sci 
ein internationaler Feiertag. Nun frage ich Sie, was 
Irägt beispielsweise die Pariser Regierung ıanach, enn 
hier demonstriert wird für Arbeiterrechte un. in Frank- 
reich liegen die Gerw:rkschaften am Boden. Sorgen Sie, 
Herr Reinhard, der Sie doch Sekretär eines Lothringer 
Bergarbeiterverbandes sind, für Starkwerden ihrer Ürga- 
nisation in F.ankreich, damit die dortigen Bergleute 
wenigstens mal Urlaub erhalten, die soziale Rückständig- 
ksit überwunden wird;das ist nützlicher als unfruchtbare 
Demonstrationen am l. Mai. "enn die Gewerkschaften na- 
tional stark sind, können auch internationale irkungen 
erzielt werden. Dazu braucht man also keinen 1. lei. 

üs ist weiter noch ‚esagt worden, die Zentrumspar- 
tei sei intolerant, enn sie nicht den 1. Mai als gesctz- 
lichen Fciertag zustimmte. Ich habe gestern schon Herra 


_Betz_ 
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Betz in der Kommission gesagt, dass dioser Vor urf unbe 
rechtigt wäre. 2. B. ist es uns früher gar nicht ceinge- 
fallen, dum Staat oder anderen Intoleranz vorzuiwerfen, 
weil der Fronleichnanstag kein gesctzlicher Feiertag 

war. Nur dann war Intoleranz zu verzcichnen, .cnn där 
Start dis» Fronl>ichnamsproz.ssion v.:rbot od:r and.rc 

von. BLaaLı om. „bot vor) waten, undd ırmaufhin dis Po- 
liz .ib.hörde di. \bhaltung d!r Fronl.ichnansyrozussion 
unt.rsagto, 510 könnun am 1. Mai sevisl demenstri.cen 

210 Sic wellon; ir habın nicht. das g:ringste dag.gon 
coinzuwenden. also sind „ir doch- OLcht Intsleranti Ins 
tolurant wärcn mir orst dann, ‘enn wir von der Ragierung 
oder der Polizuibehörde.in Verbot dar Don nstration:n 
verlangtem.. 'onn Ihro Idoalc .irklich so grosse Zug- 
krait haben und “dic Mehrhsit der Mensch:n sich mal da- 

zu boksnnt, dann «ird.- auch der L. wai gesetzlicher F.iesr- 
tag warden une k.in vornünftiger Mensch wird lagıgen ot- 
"a8 Sinzuwondon haben. Dann .urde noch „sesagt, d.r L.Lei 


u; 


sci „in Tag des Friod.ns. Ich stehe auf dem Standpunkt, 
Jea,sr Sonntag ist „in lag des Fricd.ns und judeor Tag ist 
Sn. Tapı de ZrbsiT,- sofern ven es vorstskt, Ihm. den rich- 
wig.n Inhal: zu guben.: (Bravo!) 


Reinhard : Ich möchte nur bemerken zu den „usführung.n des 


horrn Kicfer, warum geht dis g.samte Gceistlichku.it dazu 
über und prodigt, dass sin Katholik mur f r dis Zun- 
trumssartci stimmen könntc? arum bomüht sich die kle- 
rikalce Fartci, dis Staatsmacht in dic Hand zu bekommen? 
3a, Sic lsenrun darüber. Ich kann. Ihnsn beirsisen, dass 
auch sine xcihe Obsrrogicrungsräte Ihrer Partsi zu Kini- 
sterialräten rmannt wurden. (Grosse Unruho,daher 
schlecht verständlich) Bisher besteht dis Tatsache, dass 
V.rtreter Ihrer Partii auf der Rogierungsbank sitzen. 

Has die Feicortag. als solche anbetrifft und vas 
Herr Kicfer gesägt hat, dass die Feiortage aus dem Volko 
heraus wachscn müssten, so möchtc ich s>gen,dase dio 
christlichen Korfessionen cs verstanden hab.n, die Stauts- 
macıt zu erringen. Es hat trotzdem kcina Konfession das 
Recht zu verlangen,dass der Staat sich ihrör Auffassung 
anpasst. ‚lo kämen ir hin, wenn jode oinzclne Sckte 
eiren Feicrtag beanspruchen “ürde. ‚lenn Feiertage " fest- 
gelegt werden, so hat der Staat sich danach zu richten, 
“ie der Bevölkerunsskreis »ingestellt ist. Es kann nicht 
geleugnet werden, dass 10C 000 Arbeiter im Saargubict 
sind, dio diesen Tag als Foiertag verlangen. Ich gebe zu, 
die ehristlichonldeale sind sehr schön für die iicnsch- 
neit und Jic Feiortage sind im Laufe der Jahrhunderte 
zu Gesetz geworden. Has haben wir aber damit errcicht? 
Nichts ist erreicht “worden. Diese wurden benutzt,um dic 
Arbeitsrmassen gegeneinander zu hetzen. ir wissen,aucn, 
dass die Partei der Schwerindustrio mit unscren Fordc- 
rungen nichts gemein hat. Im übrigen lohnen wir die ge- 
1 o Vorlage ab, da Sie den l..Müi nicht anerkennen wol- 
en, 


jorsitzender: \ünscht jemand das 'lort? E. ist nicht der Balls 


ir Kommen dann zur Abstimmung . 
. Bevor wir über dic Regicrungsvorlags abstimmen, 
stimmen wir über «cn Sozinldeomokratischen Antrag ab, 


sbenso 
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ebenso über den Antrag der Liberalen Volkspartei, Nach 
den een Gepflogenheiten wurde Dlerat über die Re- 
Bere? age abgestimmt, jedoch beantragt die Sozial- 
emokratische Partei, zuerst über den Antrag betr. die 
Festsetzung des 1. Mai als Feiertag, abzustimmen. 


Der Antrag lautet; 


Wir beantragen, den l. Wai als gesetzlichen Feiertag. 
er dafür ist, dass der Sozialdemokratische Antrag ange- 
nommen wird, möge sich erheben. 


vo Stimmen dafür, alle anderen dagegen. 
Wir kommen nun zur Regierungsvorlage. Wer 


Donntage 

Neujahrstag, 

Karfreitag, 

Ostermontag, 

Christi-Himmelfahrt, 

rfingstmontag, 

Fronleichnan, 

Allerheiligen, 

Weihnachten und der darauffolgende Tag 


als gesetzliche Feiertage gelten lassen will, möge sitzen 
bleiben. 


Mit allen gegen 5 Stimmen angenommen. 


Betz (Soz;) : Nachdem die bürgerlichen Farteien nicht genü- 
gend Toleranz aufgebracht haben, haben wir keine Veranlas 
sung für die konfessionellen Parteien einzutreten und 
lehnen die ganze Vorläge ab. 

Vorsitzender : Wer ist dafür,dass der Buss- und Bettag als ge- 
setzlicher Feiertag erhalten bleibt. Ä 


Mit allen gegen 5 Stimmen angenommen. 


Ferner ist noch ein Antrag der Komm: ission,dass der 12. 
August auch als gesetzlicher Feiertag für den bayerischen 
ne geren hat. Wer für diesen Antrag ist, möge sich 
erheben. 


= .. 


Mit allen gegen 5 Stimmen angenommen, 


Mir wären am Schluss dieses Punktes der Tagesordnung und 
k'nmen zum weiteren Punkt: 


Verordnung betr. die richterlichen Befugnisse 
2 Gerichtsassessoren. 


Ich bitte zunächst einen Herrn der Rechstkommission das 
Wort zu ergreifen. 





Dr. Sender (Soz.) : Me.ine Damen und Herren! Zu ans zuen 
äss 








re 


lässt sich wenig sagen. Wir haben in Preussen den 
nechtszustand, dass die Assessoren zur ‚lahrung richterli- 
cher Geschäfte ermächtigt sind. Dieser Zustand besteht 
auch im preussischen Teil des Saargebietes und es ist 
anzuerkennen, dass die Absicht, dieselbe Institution 
auf den bayerischen Teil zu übertragen, berechtigt er- 
scheint. Die llechtskomnission war der Auffassung, dass 
der Entwurf betr. die richterlichen Befugnisse der Ge- 
richtsassessoren vom Landosrat angenommen werden könne, 
hat aber bei dieser Gelegenheit betont, dass die Ernen- 
nung der Gerichtsassessoren zu Richtern in beschleunig- 
terem Masse als bisher erfolgen soll, sobald die Auf- 
a ae zur BErnennung zu Richtern gegeben 
ist, 





Im Anschluss daran möchte ich erwähnen, dass die 
Kommission cinstimmig der Auffassung war, dass die 
schnelle Beförderung der Gerichtsassessoren zu Richtern 
zweckdienlich ist. Die Assessören sind unscelbstständig, 
über sie werden Zeugnis e geführt und das beeinträchtigt 
ihre selbständige Rechtsprechung . Sie sind häufig mit 
Richtern, die Direktoren sind, in einer Kammer zusan- 
men und wir haben es in der Rechtspflege so oft erlebt, 
dass im Beratungszimmer die Assessören sich kein selb- 
stindiges Urtoil zu bilden wagten, wenn der allmächtige 
Direktor seine Stimue abgibt; seiner Ansicht beugte 
sich nicht selten der unselbstständige Assessor, Das 
veranlasst uns, die Assessorenwirtschaft, das Wort hat 
sich eingeprä t, abzukürzen und die Regierungskommission 
zu ersuchen, diesem Misstand sobald wie möglich abzu- 
helfen. Die Kommission war weiter der Ansicht, dass 
eine Reihe Assessoren nicht unnötigerweise jahrelang 
herumlaufe ohne befördert zu werden. Ich kenne Fälle, 
wo Assessoren l4 Jahre Assessof geblieben sind, bis 
endlich die Justizbehörde eingesehen hat, dass der 
Mann zum Richter nicht taugt. Ich bitte daher den 
Herrn Regienrungsvertreter, die Regierung unter allen 
Umständen darauf hinzuweisen, dass die Ässessoren, so- 
bald man ihre Befähigung zum Richter erkannt hat,auch 
ernannt werden, damit die rs Dane Afep efördert wird. 
(Sehr richti N) Wenn ein Student jahrelang die Univer- 
sität besucht hat, wird dann als Referendar jahrelang 
von Staat gebraucht und wenn man weiter bedenkt, dass 
die Oberste Aufsichtsbehörde diesen Mann beaufsichtigt, 
dann muss diese Aufsichtsbehörde schon über den Refe- 
rendar sich ein sicheres Ur: teil gebildet haben,ob er 
zum Richter taugt oder nicht. Ein solcher Mann, der 
jahrelang Assessor gewesen ist,ist unter keinen Um- 
ständen mehr imstande, sich einen anderen Beruf zu 
wählen, wenn er nicht zum Richter emannt wird. 
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Levacher (Ztr.) : Ich hatte in der Kommission diesen .m 
Ye: Gedanken Gare: Ich habe mich eg und fest- 
gestellt, dass I2 ASsessoren, von denen ll Saarländer 
sind nicht wissen angestellt zu werden. Die Regierung 
ist nämlich dazu übergegangen als Staatsanwalt noch- 
mals einen Herrn aus Fränkreich zu beziehen. Die Binstel- 
Kung hat sich aber doch zerschlagen. Wir haben doch saar- 
ländischen Nachwuchs genug und trotzdem wird dazu über- 


gegangen, fremdiändische Herren einzustellen. Das ist 

ein Zustand,- dem wir nicht zusehen Können. Dann weiter 

sind den höheren Beamten die Gehälter AUTERUSERRE wor- 
del, 
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den, während den Assessoren von ungefähr 35 Jahren mit 
er Gehalt von 500 Fres, die Nachzahlung nicht zuteil 
wurde. 
Aber die Sache hat noch eine andere Seite. Die Asses- 
sorenstellen sollen gespart werden bei den Amtsgerichten, 
wo die Bevölkerung ein Interesse daran hat, Ihr Recht zu 
holen, um nicht unnötig nach Saarbrücken zu fahren, Die | 
Regierung gibt selbst zu, die Landgerichte seien über- | 
lJastet und die Amtsgerichte hätten nicht genug zu tun, 4 
weil man sagt, dass nicht genügend Arbeit für sie da sei. 
Der Umstand, dass die Pe Bee wiederum die Kompetenz 
künstlich niederhält, führt dazu, dass nicht soviel zu 
tun ist. Ich schliesse mich den Ausführungen meines Kol- 
legen Sender an und ersuche die Regierung, dafür zu sor- 
gen, dass diese Leute eingestellt werden. 


Fuchs (L.V.): Ich möchte die Ausführungen der Herren Dr. 
vender und Levacher unterstreichen. Ich möchte noch hin- 
zufügen, dass diese Misswirtsch..aft auch bei den Gerichts- 
schreibereien und Kanzleien zutage tritt. Es wird über- 
all gespart und die offenen Stellen werden nicht besetzt. 
Es herrscht unter allen diesen Leuten eine erhebliche 
Unzufriedenheit. Die Verantwortung soll dann eine einzi - 
ge Person tragen, die in der u. sache auf Hilfskräfte 
angewiesen ist. Ich habe die Empfindung, als_ob dieses 
—n einen tieferen Grund hat. Wan will die Richter- 
stellen nicht besetzen, um den Assessoren keinen festen 
Boden unter den Füssen zu geben; s sollen von der Re- 
ee a ch abhängig bleiben. Dasselbe ist der 5 

all bei den Gerichtsschreibern, Kanzleibeamten usw, 
Alle diese Hülfskräfte werden schlecht bezahlt. 
Folgender Fall ist mir in den letzten Tagen bekannt ge- 
worden: 
Ein Assessor erhält ein Kommissorium für eine bestimmte 
Zeit. In diese Zeit fallen zufällig die Weihnachtsfeier- 
tage und Neujahr. Was macht man: Kurz vor Weihnachten er- 
hält der Assessor dem Bescheid, dass das Kommissorium 
vor Weihnachten sein Ende erreicht habe. Der Assessor 
wird plötzlich nach Hause geschickt, über die Weih- 
nachtsfeiertage und über Neujahr kein Gehalt an ihn 
zahlen zu mü:ssen. Es ist dies ein Verfahren, das nicht 
scharf genug kritisiert werden kann, 

Ich schliesse mich deshalb den Beschwerden Sender und 
Levacher an und hoffe auf eine baldige Abstellung die ser 


Misstände. 
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Vorsitzender : Wünscht noch jemand das Wort” [ 
| Das Wort hat der Abgeordnete Schmoll! i 


? 


Schmoll (H.u.L».): Meine Damen und Herren! Wir schliessen 
uns den Ausführungen der Herren Vorredner an, denn das 
liegt im interesse der Rechtspflege. 

Vorsitzender ; Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor, wir 
kämen dann zur Abstimmung. | 

Wer die Vorlage ännimmt, möge sitzen bleiben. 


Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 


Wir kommen jetzt zum nächsten Punkt der Tagesordnung: j 


Verordnung 








\ 


„2 
-— 


se 
pl, 


N. 


Verordnung betr, Abänderung des Gerichts- 


_verfassungsgesetzes, 


Wer wünscht hierzu das Wort? 
Das Wort hat der Abgeoräüänete Dr. Sender! 


Sender (Soz.) : Auch in dieser Beziehung lässt sich 
sehr wenig sagen. Die Kommission nahm einstimmig den 
Verordnungseniwurf an, beschloss aber, dass in $ 1 
anstelle der Zuständigkeitsgrenze von '1200.- Frcs, 
diejenige von 2400.- Frcs. treten solls, 


Vorsitzender : Wir stimmen ab. Wer die Vorlage mit der von 


der Kommission vorgeschlagenen Abänderung annehmen 
will, möge sitzen bleiben. 


Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 


Wir kommen nun zum letzten Punkt der Tagesordnung: 


Abänderung der Gewerbeordnung. 


Das Wort hierzu hat Herr Staatskommissar Dr. Lissch. 


Staatskommissar Dr. G.A. Liesch : Meine Damen und Herren! 


Die Veroranung vom 2. Mai, die Ihnen heute vorliegt, 
ist als sogsnannte Notverordnung erlassen worden, in 
einem Augenblick wo die Begleiterscheinungen Ges 
Streiks den Erlass dieser Verordnung notwendig und 
dringlich erscheinen liessen, Es hatte sich mehrfach 
im Verlaufe des Streiks gezeigt, dass die Streikenden 
zwar für sich jede Freiheit in Anspruch nahmen, jedoch 
den Arbeitswilligen die gleiche Freiheit mit allen 
Mitteln na neu: Dan Und wenn diese Mittel auch ofIen- 
bar den Rahmen des Gesetzmässigen überschritten, So 
war ein Zurückweisen in die Goßranken nicht möglich, 
weil die normalen Gesetzesbestimmungen sich als unzu- 
reichena erwiesen. | 

Erst geraume Zeit nachdem der Streik begonnen 
hatte, und erst nachdem alles versucht worden war, um 
den Arbeitswilligen den Schutz zu gewähren, auf den 
sie ein unbestreitbares Recht haben, dann erst ergriff 
die Regierungskommission die in der Verordnung ent- 
haltenen Massnahmen. | 

Ich will heute nur kurz daran erinnern, dass 
in zahlreichen Fällen, die Felder und Gärten der Ar- 
beitswilligen verwüstet wurden, dass ihnen die Fenster 
eingeschlagen ( Zuruf des Abg.Hoffmann: Strafgesetz- 


buch!) ihre Obstbäume abgesägt wurden. Diese Handlungen, 


die offenbar nicht so sehr Rache als vielmehr Drohung 
waren, wurden begleitet von dem Empfang mit Blechmusik 
von Verrufserklärungen, von ee Beschimpfungen, 
re und Tätlichkeiten aller Art. Wo es mög- 
lich war, derartige Handlungen strafrechltich zu ver- 
ser Und, : Er : m 

folgen, verfehlte die Strafverfolgung ihren Zweck, 
einmal weil das Verfahren zulange hinschleppte,dann 


’ 


aber hauptsächlich. weil die angedrohten und ausgespro- 


chenen Strafen lächerlich gering waren. 
Es 
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Es war vor allem die Tätigkeit der Streikposten, so 
wie sic hier nusgeübt re die den schlimusten 
Druck hervorbrachte. Posten von 4 - 6 \iann, mit 
otöcken bewaffnet, von Hunden begleitet ( uruf des 
Abgi Hoffmann: Wieviel haben sie totgeschlagen?) 

die nuf kurze Entfernung die Arbeitsstätte umringten, 
und noch dazu unter sich durch Radfrhrerpatrouillen 
verbunden waren, orgaben das strrmm militärische Bild 
einer belagerten Festung, in die käne Mrus mehr cin- 
dringen solltc. Man mag sich zu der Frage des Streik- 
postenstehens äussern wic man will, diese Art der Aus- 
übung desselben war jedenfalls ein Missbrauch, ein 
schwerer » Ucbergriff in die echte der Arbeitswilli- 
gen. 





Aber ich erwähne das aädles heute nur, um die 
historische Grundlage der Verordnung klar zu legen, 
nicht um nachträglich cine Anklage In Sachen des 
Streiks zu erheben, Der Streik ist jn beendet, und 
wir haben schen soviel Distanz zu ihm gewonnen, d”ss 
man sich aus dieser Entfernung ruhig über die genannten 
Tatsachen unterhalten knn. Namentlich die von der Re- 
ent n erlassene Amnestie rller auf den 

treik Bezug habenden Verschulden hat zu dieser Be- 
ruhigung beigetragen. ( Zuruf Dr. Sender : Das ist 
nicht wihr. Bes ist cine Irreführung! ) Dis eigentliche 
ie een der Verordnung suche ich nicht in jenen 
zulälligen Momenten eines bestimmten Streiks, übör dio 
auf allen Seiten Vergeben und Vergessen nusgebreitet 
ist, sondern ich suche sie auf allgemciner Rechts- 
grundlagc. 

Betrachten wir deshalb die Vorordnung von 2. 
Mai wie einen Entwurf, der Ihnen im Hinblick auf die 
Zukunft vorgelegt wird, -und stellen wir uns die Fra- 

e, ob die hier gefassten Bestimmungen eine‘ innere 
erechtigung haben ? 
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Ziffer l verbietet das Streikpostenstehen. 

Ich bin auf den Einwurf gefasst, dass dadurch ein Ein- 
griff in das Recht auf den Streik begangen werde. 

Das ist aber nicht der Fall. Ich sage Ihnen 
nichts Neues, wenn ich Sie daran erinnere, dass das 
Zusammenleben im menschlicher Gesellschaft die Mög- 
lichkeit der absoluten Freiheit des Einzelnen aus; * 
schliesst. \iis in einem Mosnik die einzelnen Stein- 
figuren nicht alle kreisrund sein können, sondern 
sich mit Ecken und Kanten ineinanderfügen müssen, SO 
auch hier. Die Grup,e der Streikenden mag für sich 
das Recht in Anspruch nehmen, den Streik zu führen 
solange sie will. Sie muss abge anerkennen, dass der 
Arbeitswillige seinerseits das ebenso unbestreitbare 
Recht hat, zu arbeiten wie er will. _ 

Wie ich Ihnen aber schon vorhin sagte, liegt 
in der Handhabung der Streikposten ein so mächtiger 
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moralischer oft auch körperlicher Zwang, dass der 
Arbeitswillige sich dadurch in der ihm zustehenden 
Freiheit eingeengt findet, und mit Recht dagegen 
Schutz nachsuchen geht. os 
Das einzige Argument, das dic Verteidiger des 
is für das TON ORCH GG ir 
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unbegrenzten Streikrech 
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Feld führen können, ist dieses: d”ss zur normrlen Füh- 
rung des Streikes cine Beobachtung der Entwickelung 

durch die Posten unbedingt notwendig ist. 

= Es ist nun aber s:hr bezeichnend, dass meines 
Wissens nur in eincm einzigen L>nde das Recht Streikposten 
auszustellen in Form eines Gesetzes anerkannt ist. Das 

ist England. Und ich muss sofort hinzufügen, dass schon 
1912 cine wesentliche Einschränkung des Streikpostenrechts 
verlangt wurde und zwar von keinen gcöringeren als von 
Lord Robert Cecil. Damals allerdings ohne Esfolg. 3 
Jedoch nm 1. Mai 1923 ht wieder cin englisches Unter- 
nausmitglied Col. Hurst den Antrag ruf gänzliche Unter- 
sagung der Streikposten eingebracht nit der Begründung, 
aass das Gesetz von 1906, das die Anerkennung enthält, 

den Streikenden dadurch ein über den Rahmen I gemcinen 
Rechts hinausgehendes Privilog zu schaffen. Kein anderes 
Landerkennt gesetzlich dns Recht „uf St eikpostenstchen 
an. Naeehen gibt es eine ganze Reihe von Ländern z.B. 

an die 20 Staaten der Vor. Staaten Nordamerikas, die das 
Streikpostenstehen durchaus verbieten. 

Auch das Deutsche Reich kennt keine gesetzliche 
Bestimmung, die dns Postenstehen ausdrückl ‚ich erlaubt. 
Die Rechtsprechung hat in zahkreichen Fällen darüber zu 
befin den gehabt. Die gefällten Urteile geben noch kein 
uharhlinhee Bild, man kann nur soviel erkennen, dass die 
deutschen Gerichte in dem Streikpostenstehen nichts Straf- 
bares erblicken, solange die Posten cizeln und unbewaffnet 
auftreten, sich auf Handlun;zen reiner Beobachtung be= 
schränkzen und sich jedes aktiven ara, brhiete enthalten. 

Mill man dadurch das Recht ableiten, Beobachtungs- 
posten wie ein Drahtverhau un bestimmte Bezirke zu zichen? 
- weil es sonst nicht möglich sei, die Streikleitung über 
die intwicklungr der Bewegung in Kenntnis zu setzen. 

Dann antun .'„2 ich, dass die Argumentation nicht 
nchr ernst zu nchne.. ist, denn cine ortsansässige Streik- 
leitung, die alle Arbeitnehmer kennt, braucht nicht zu 
solch militärischer Kettenziehung zu greifen, um jeden 
Augenblick zu wissen, wieviel Arbeitswillige, wieviel 
Streikbrecher vorhanden sind, wer und wo sic sind. 

Ich komne daher zu der Schlussfol.erung, dass 
ein verbrieftes Recht, Streikposten aufzustellen, hier 
nicht bestcht, und dass die von den deutschen Gerichten 
geduldete Beobachtung auf anderen Wege zu erreichen ist 
wie in der bei dem letzten Streik geübten Form der Streik- 


posten. 


Ziffer 2 der Verordnung enthält Strafbestimmungen, 
eg Beeinträchtigung der Arbeitsfreiheit verhindern 
sollen. 

Ich will auch hier vorausschicken, dass dic glei- 
chen eaUHBIRngeN, Baume na. sogar in verschäriter Fas- 
Een sich in allen mir bekannten Gesetzgebungen wieder- 

inden. 

Im Reich enthielt der $ 153 der G.0. seit 1869 
und bis zum 29. Mai 1918 denselben Gedanken, und im 
Jahre 1891 brachte die deutsche Regierung, in der Erkennt- 
nis, dass die bestehende Fassung nicht ausreichend den 


schutz 
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Schutz der Arbeitsfreiheit gewähre, sine neue Vorlage + .- 
ein, die der jetzigen Ziffer 2 unserer Verordnung ar 
Grundlage diente, 
| Die Verordnung bringt also in dieser Hinsicht 
cigentlich nichts Neues. | 

Aber - swird mn mit ontgegnen - gurade diese 
$ 153 ist doch seit 1918 im Keich abgeschafft. 

Gewiss, doch darf ich nochnals an dss Datun 
dieser Abschaffung erinnern, den 28. Mai 1918. Es ist 
oine. bekannte Tatsache, dass dio Reichsregierung sich 
zu der Abschaffung bequente, ausschliesslich auf den 
Druck einer Politischen Fartei hin, die das Zusammen- 
treffen gewaltiger Erwignisse zur Ausübung cines . 
Zwanges ausnutzte,den nicht leicht zu widerstehen war. 

Die Abschaffung des $ 153 ist cinzig und allein 
das Resultat oiner Machtprobe gewesen, cine Entwickelung 
aus inneren icchisgründen herus war. es nicht. 

Die Lage im Sa rgebict „rfordert die Herstsllung 
des früheren Zustandes, denn wohl nirgends mehr wie hier 
hängt das \/ohl der ganzen Bevölkerung von ‘der einträch- 
tigen Freiheit zur gedeihlichen Arbeit ab. 

In diesen Sinne enpfehle ich Ihnen die Annıhne 
dcr Vorlage. 


Du 
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Dr. Sönder (B0oz.) : lieine Damen und Herren! ‘ir sind der 
Auffassung, dass die Parteien es sich noch überlegen 
sollten, uf die Anzapfungen der Vorlage heute ceinzu- 
gchon. Die Verordnung ist ungesotzlich und wir haben 
Grund, der lieinung zu sein, dass es hceutc nicht zweck- 
mässig cxsch:int, dic Debatte zu eröffnen. 


Ich beantrage ziccks Beratung einc Pause 
von 15 Minuten einsstzen zu lassen. 


Vorsitzender : Wir treten in eine Pause von 15 :inuten 
cin. 


PAUSE 


Vorsitzender ;lir fnhren fort in der Besprechung. 


Dr, Sender (Soz.): Wcine Dauen und Herren! Ich habe fol- 
genden Antrag nu stellen; Der Landesrat mit Ausnahne 
der nistischen Partei erwartet im Binklang nit 
den Völkerbundsrat von der Negierungskonnission, dass 
sic die Verordnung “© betr. Aenderung des $ 152 der Ge- 
werb ordnung sowie die anstelle der Notverordnung ge- 
tretene Verordnung zurücknirmt und zum ordentlichen 
Rechtszustand zurückkehrt. Nur aus diesen Grunde vertagt 
der Landesrat die Besprechung der sogenannten Streik- 
postenverordnung bis zur nächsten Sitzung. 


— 


re 


kernhard : eine Danen und Horren! Die Fäichtigksit der 
Vorlage bedingt für uns als Arbeiterpartei, -.dass wir 
uns unter keinen Umständen . * Arbei erpartci nit die- 
sen Antrag einverstanden erklären können. liir ver- 
langen,dass die Vorlage unbedingt beraten wird, beson- 
ders auf die Begründung hin, dic der Herr Staatskonnis- 





sar Liesch gegeben hat. Wit können nicht darau IT 
warten, bis der Völkerbundsrat und die Regierungskonnis- 
sion: ‘“r 





Be 
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sion zur Einsicht gekommen sind, dass diese Vorlage 
Bagen die Arbeiterschaft verstösst. Wir verlangen Fort- 
setzung ler Sitzung am Dienstag, nachn. 2 Uhr betr. 
Beratung der Gewerbeordnung. \Iir haben kein Vertrauen 
zur Regierung und glauben nicht daran, dnss_Jie Regie- 
rung selbst lie Veroranungz zurückzieht. Es liegt auch 
in Interesse der Arbeiterschaft , dass die Yusftihrung 
des Sta .tskonnissars derjenigen Aet Arbeiterschaft 
entgegengestellt wird. 


Vorsitzender : Aus den Ausführungen der beiden Redner 


ist zu entnehnen, dass heute niemand ein Gutachten 
abgoben nöchtc. Herr Dr. Sender hat einen Antrag ge- 
stellt, dass diese Verorinung in der nächsten Sitzung 
behandelt werden soll. Herr Reinhard hat den Antrag 
sestellt, die Besprechung an Dienstag 2 Uhr nachn. 
zu b:sginnen. 

Wir haben über liese beiden Anträge abzustirn- 
nen. Tier dafür ist, dass die Besprechung verschoben 
wird bis zur nächsten Sitzung, möge sich orheben. 


Mit allen gegen 2 Stimmen ausgenommen. 

Herr Reinhard und Herr Hclgen, über Ihren Antrag brau- 
chen wir nicht -bzustinnen, da Ihr Antrag durch die 
Annahne des Antrages des Herrn Dri Sender abygelchnt 
ist. 


Ich schliesse die Sitzung. 12 Uhr 20 Uin,nittags. 


+ 
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